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TOP 6: "V-Mann des Verfassungsschutzes soll Sicherheitsbehör­
den frühzeitig Informationen über HoGeSageliefert haben." 

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin, 

o 

zu dem oben genanntem Tagesordnungspunkt neh,me ich wie folgt SteI­

lung: 

Über Sachverhalte, die andere Bundesländer betreffen, kann die Lan­

desregierung keine Auskünfte erteilen. 

Im Übrigen hat das Ministerium für Inneres und Kommunales mit Be­

richt vom 14. November 2014 - Vorlage 16/2417 - zum Tagesord­

nungspunkt des Innenausschusses "Randale von Hooligans/Rechtsex­

tremen in Köln" Folgendes mitgeteilt: 

"Im Rahmen des schriftlichen Informationsaustausches wurde bei allen 

Sicherheitsbehörden (Polizei und Verfassungsschutz in den Ländern 

und beim Bund) angefragt, welche Erkenntnisse zu den zu elWartenden 

Versammlungsteilnehmern dorl vorliegen. Erkenntnisse, dass es zu ei-
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nem geplanten unfriedlichen Verlauf kommen sollte, wurden nicht mitge­

. teilt. 

Aus dem rechtsextremistischen Phänomenbereich wurden dem pp Köln 

vom Vetfassungsschutz NRW bundesweite Anreiseabsichten im mittle­

ren dreisteIligen Bereich im Vorfeld mitgeteilt. Dem Verfassungsschutz 

NRW lagen keine Erkenntnisse für einen geplanten uhfriedlichen Verlauf 

vor. Allerdings konnte eine situative Gewaltanwendung nicht ausge­

schlossen werden. (( 

Die unmittelbar nach den Ereignissen in Köln von den Arbeitskreisen 11 

und IV der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der 

Länder eingesetzte Bund-Länder-Projektgruppe kam zu dem Ergebnis, 

dass es sich bei der Vernetzung und dem Zusammenwirken von ur­

sprünglich verteindeten und als unpolitisch geltenden Hooligans anläss­

lich eines politischen Themas um eine bundesweit neue Erscheinungs­

form handelte, bei der erstmalig unterschiedliche Hooligangruppen ge­

bündelt zusammenwirkten und eine hohe Intensität an Gewalt zeigten. 

An dieser Einschätzung ändert sich nichts. 

Mit freundlichen Grüß 

Ralf Jäger MdL 
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